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Weitere Prozesse wegen
Konsulatsbesetzung

Bisher sind sechs Strafverfahren ge-
gen Kurden wegen der versuchten
Besetzung des israelischen General-

konsulats in Berlin am
17.02.1999 beendet.
Zwei Jugendliche wur-
den vom Jugendschöf-
fengericht zu je vier
Wochen Dauerarrest
verurteilt (FoR 3/1999,

106). Drei Kurden er-

hielten eine Freiheitsstrafe von jeneun
Monaten undein weiterer Kurde zwei
Jahre Haft jeweils auf Bewährung.
Noch sind über 20 Strafverfahren
wegender Ereignisse um das Konsulat
anhängig und in vielen weiteren Fäl-
len dauern die Ermittlungen von Poli-
zei und Staatsanwaltschaftan.
Im laufenden großen Kurdenprozeß

vor dem Berliner Landgericht hob das
Gericht Ende August 1999 die Haftbe-
fehle gegen drei Kurden auf, die seit

mehr als einem halben Jahr in Unter-
suchungshaft waren. Der Vorsitzende
der Strafkammer erklärte, nach der

bisherigen Beweisaufnahme komme
eine von der Staatsanwaltschaft gefor-
derte Verurteilung der vier Angeklag-
ten wegen schweren Hausfriedens-

bruchs, besonders schweren Landfrie-

densbruchs und der Bildung einer
bewaffneten Gruppe nicht mehr in
Betracht. Es seien allenfalls Bewäh-
rungsstrafen wegen einfachen Haus-
friedensbruchs zu erwarten. Daher
lägen keine Gründe für eine weitere
Inhaftierung vor. Die Verteidigung

hatte von Anfang an gegen die Anord-

nung der  Untersu-
chungshaft prote-
stiert, da sie von

Beginn an unver-
hältnismäßig ge-
wesensei.
Die Aussa-

gen von Poli-
zeizeugen und
die Vorführung
eines Polizeivi-
deos hatten die Vorwürfe gegen die
Angeklagten nicht belegen können,
sondern den Verdacht bestätigt, daß
die israelischen Sicherheitsbeamten
entgegen der offiziellen Version nicht
in Notwehr und auch außerhalb des
Konsulatsgebäudes auf die Demon-
strantInnen schossen. Die Berliner
Staatsanwaltschaft will die Wachleute
trotzdem nicht anklagen, da sie sich
außer Landes befinden und überdiplo-
matische Immunität verfügen.
Quellen: die tageszeitung (taz) berlin v.

09.09.1999, 19; 20.07.1999, 16;

11.08.1999, 20; 01.09.1999, 19; Die Rote
Hilfe 311999,12.
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Durchsuchungen wegen
Gelöbnix-Protesten

Nach den medienwirksamen Protesten
gegen das öffentliche Gelöbnis von
Bundeswehrsoldaten am 20. Juli 1999 in
Berlin im sogenannten Bendlerblock
durchsuchten BeamtlInnen

der Staatsschutzabteilung
des Landeskriminalam-
tes drei Tage später 14
Privatwohnungen und
die Büroräume der
JungdemokratInnen/
Junge Linke wegen
gemeinschaftlich be-
gangenem Hausfrie-
densbruch und Urkun-
denfälschung. In der Presse war über
gefälschte Einladungskarten spekuliert
worden, mit denen sich die Demonstran-

tInnen Zutritt zu der Veranstaltung ver-
schafft hätten. Sie selbst machten keine
Angaben, wie sie auf das Gelände ge-
langten. Die BeamtInnen beschlagnahm-

ten sämtliche Computer, Drucker,

Adreßdateien und zwei Regenschirme
mit der Aufschrift „Tucholsky hat Recht“

und „Bundeswehr abschaffen“. Die Jung-
demokratInnen/Junge Linke protestier-
ten gegen die Durchsuchungen und Be-
schlagnahmen,da sie mit ihrer Protestak-

tion nur die grundgesetzlich geschützten
Rechte auf Meinungs- und Demonstra-
tionsfreiheit wahrgenommenhätten.
Quellen: Tageszeitungen v. 21.07.1999, taz

berlin v. 26.07.1999, 19; Phantasie ist keine

Straftat, Solidaritätsaufruf der Jungdemo-

kratInnen/Junge Linke, Juli 1999.

  

 

  

Strafbefehle wegen Anti-
Kriegsaufruf

In dem „Aufruf an alle Soldaten,

die am Jugoslawien-Krieg beteiligt
sind“ heißt es „Verweigern Sie

Ihre weitere Beteiligung an
diesem Krieg! [...] Eine Be-
teiligung an diesem Krieg ist
nicht zu rechtfertigen. Verwei-

gern Sie deshalb Ihre Einsatz-
befehle! Entfernen Sie sich von

der Truppe! Lehnen Sie sich auf
gegen diesen Krieg!“ Er erschien unter-
zeichnet von 28 KriegsgegnerInnen in
der tageszeitung vom 21. April 1999 und
rief damit die Berliner Staatsanwalt-
schaft auf den Plan. Auf Ihr Betreiben
hin erließ das Amtsgericht Berlin gegen
zehn UnterzeichnerInnen Strafbefehle
wegen öffentlicher Aufforderung zu
Straftaten in Höhe von 2 500,- bis 7 000,-

DM. Die Staatsanwaltschaft behauptet,
die Angeklagten hätten öffentlich durch
Verbreiten von Schriften zu rechtswidri-
gen Taten, nämlich Fahnenflucht und
Gehorsamsverweigerung,aufgerufen. Ein
Teil der Betroffenen legte Einspruch
gegen den Strafbefehl ein, um in der

   
   

dann folgenden Hauptverhandlungdie
Auseinandersetzung um den Jugosla-
wienkrieg noch einmal öffentlich zu
führen. Nach Ansicht der Unterzeich-
nerInnen handelte es sich um einen
völkerrechts- und grundgesetzwidri-

gen Angriffskrieg der Bundesrepu-
blik im Rahmen des NATO-
Einsatzes gegen Jugoslawien.

In drei Fällen lehnte
eine Richterin den Er-
laß eines Strafbefehls
ab, da den Beschul-

digten nicht nachzu-
weisen sei, daß sie

vorsätzlich zu Straftaten
aufgerufen haben. Gegendie-

se Entscheidungen hat die Staatsan-
waltschaft sofortige Beschwerde ein-
gelegt.
Der Sprecher der Kampagne gegen

Wehrpflicht, Zwangsdienste und Mili-
tär, Ralf S., hat wegen eines Plakates

mit dem Text „Desertiert aus allen
kriegsführenden Armeen“einen Straf-
befehl über 1 200,- DM erhalten. Mit

dem Plakatsoll er Bundeswehrsoldaten
zur Desertation - aufgefordert haben.
Auch Ralf S. hat Einspruch gegen den
Strafbefehl eingelegt, die Hauptver-
handlung steht noch aus.
Quellen: taz berlin v. 20.08.1999, 22;

11.08.1999, 20; Pressemitteilung des Ko-

mitees für Grundrechte und Demokratie v.

17.08.1999.

Bundesanwaltschaft sucht
Hakenkrallen

Am 06.07.1999 durch-
suchten BeamtIn-

nen des Bundes-
kriminalamtes im
Auftrag der Bun-
desanwaltschaft

(BAW) zehn Woh-

nungenunddrei Betrie-
be in Berlin, Hamburg, Bremen und

im Landkreis Lüchow-Dannenberg we-
gen des Verdachts der Bildung einer
terroristischen Vereinigung und ge-
fährlicher Eingriffe in den Bahn-
verkehr. Die Beschuldigten sollen 1996
und 1997 an Hakenkrallenanschlägen
auf das Schienennetz der Bundesbahn
beteiligt gewesen sein, um gegen
Castor-Transporte zu protestieren. Au-
ßerdem konstruierte die BAW in be-
währter Manier aus den Beschuldigten
eine terroristische Vereinigung „Auto-
nome Gruppen“ um mit Hilfe des
$ 129 a Strafgesetzbuch ermitteln zu
können. Bei der Aktion „Goldene
Hakenkralle“ beschlagnahmte die
BAW diverse Computer, Datenträger,

Schriftstücke und Werkzeuge.
Quellen: taz v. 07.07.1999, 4; Offener Brief

zu den Hausdurchsuchungen vom

06.07.1999 vondiversen Anti-Atom-Grup-

pen, Juli/August 1999.  
 


